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Mit Beschluss vom 14. Januar 2020 hat das BVerfG 1 entschie-
den, dass die nur in Baden-Württemberg (folgend BW) be
stehende Gesetzeslage nach dem dort geltenden LDG 2008, 
wonach sämtliche Disziplinarmaßnahmen – und selbst die 
Höchstmaßnahmen gegen Beamte und Ruhestandsbeamte – 
verfassungsmäßig behördlich durch Disziplinarverfügung ver-
hängt werden dürfen. Auf diese Entscheidung in einem Verfah-
ren der Verfassungsbeschwerde eines derart von der Entfernung 
aus dem Beamtenverhältnis betroffenen Beamten mußte fast 
vier Jahre gewartet werden, nachdem auch das BVerwG in  
diesem Disziplinarverfahren die Verfassungsmäßigkeit der be-
hördlich verhängten Höchstmaßnahme bejaht hatte. Gerade 
dass die Entscheidung des BVerfG nicht einstimmig erging und 
in einem dissenting vote (folgend „abweichende Meinung“) 
ausdrücklich die Verfassungswidrigkeit der Aufgabe des Rich-
tervorbehalts im LDG BW bejaht wurde, gibt Anlass, auf das so 
bezeichnete, für das Disziplinarrecht überaus bedeutsame Pro-
blemfeld auch aus Sorge um die zweckmäßige Fortentwicklung 
des Disziplinarrechts, einzugehen.

I. Einstieg

Um es vorweg zu sagen: Das BVerfG hat die gesetzliche Aufgabe 
des Richtervorbehalts für Höchstmaßnahmen im Disziplinarrecht 
des Landes Baden-Württemberg nicht als verfassungswidrig an-
gesehen, damit aber auch „nur“ diese Gesetzeslage als verfas-
sungsgemäß erachtet, nicht aber entschieden, der Richtervorbe-
halt sei für das Disziplinarrecht der Beamten verfassungswidrig. 
Das eröffnet die Fragestellung jenseits der Verfassungsgemäß-
heit, ob am Richtervorbehalt im Bund (BDG) und in den übrigen 
15 Bundesländern (in jeweils ihren Disziplinargesetzen) festzu-
halten ist (festgehalten werden sollte) weshalb hier dem Ausblick 
(zu IV.) gesteigerte rechtspolitische Bedeutung zukommt. 

Um was geht es? Im Disziplinarrecht der Beamten (nach der 
WDO für Soldaten de lege lata ohne Zweifel 2) ist es zur Geltungs-
zeit des Grundgesetzes anerkanntes Recht bis zum LDG BW 
2008 3 gewesen, dass jedenfalls disziplinare Höchstmaßnahmen 
nur gerichtlich verhängt werden können. Abgesehen von Baden- 
Württemberg ist es – und gerade auch im neuen Disziplinarrecht, 
das mit dem LDG Rh-Pf 1998 4 eingeleitet wurde und über das 
BDG 2001 5 auch Eingang in das neue Recht der übrigen  
Länder 6 fand –, konsentierte Auffassung, dass den Disziplinar
gerichten in allen Fällen ihres Tätigwerdens, auch wenn es sich 
nicht um statusberührende Disziplinarmaßnahmen handelt, eige-
ne, gerichtliche Disziplinarbefugnis zukommt 7 und so selbst 
dem BVerwG, wenn es als Revisionsgericht, das als solches nur 
nach den tatsächlichen Feststellungen der Vorinstanz entschei-
det 8, also nicht nur kassatorische Rechtskontrolle ausübt. 

II. Vorklärungen

Hierzu gehört zunächst, die Gesetzesgrundlagen aufzuzeigen, 
wie die Aufgabe des Richtervorbehalts in BW landesrechtlich 

ausgestaltet ist (1.) und folgend, welche Rechtsauffassungen 
höchstrichterlich im vom BVerfG entschiedenen Disziplinar-
fall vertreten wurden (2.). 

1. Gesetzliche Ausgestaltung der Aufgabe des  
Richtervorbehalts

Es gehört zu den redaktionellen Eigenheiten des baden-würt-
tembergischen Disziplinarrechts, dass Regelungen hierzu auf 
zwei verschiedene Gesetze verteilt sind: Dem LDG 9 und dem 
AGVwGO 2008 10. Zunächst regelt das LDG die umfassende 
(originäre) behördliche Disziplinarbefugnis, wenn es heißt: 
„Disziplinarmaßnahmen werden durch Disziplinarverfügung 
ausgesprochen“ (§ 38 Abs. 1 S. 1). Dann aber erstaunt, dass bei 
Anfechtung einer solchen Disziplinarverfügung das Gericht 
auf der Grundlage des § 21 S. 2 AGVwGO denn doch ggf. in 
Anwendung der Bemessungsvorschriften nach S.  3 zu einer  
eigenen Disziplinarmaßbestimmung finden kann, um bei er-
wiesenem Dienstvergehen die mit der angefochten Disziplinar-
verfügung verhängte Disziplinarmaßnahme abzumildern. Es 
wird noch darauf einzugehen sein, dass damit dem Gericht ent-
gegen der Formulierung des BVerfG keine „partielle gericht
liche Disziplinargewalt i.S.  einer Aufrechterhaltens- oder  
Abmilderungsfunktion bei erwiesenem Dienstvergehen“ 11 zu-
kommt. Dies aber gilt nur für den Fall, wenn das Gericht die 
Disziplinarverfügung als (nur) fehlerhaft (und nicht rechtswid-
rig, dann Aufhebung nach § 21 S. 1 AGVwGO) ansieht, um 
unter Beseitigung des Fehlers die Verfügung aufrechtzuerhal-
ten oder (keine reformatio in peius) sie zu Gunsten des Beam-
ten abändert. Als Fehler werden zunächst nur Verfahrensfehler 
in Betracht kommen, wie etwa Verletzungen der Beweisteil
habe (wenn z. B. der Beamte kein rechtliches Gehör bei einer 
Zeugenvernehmung erhielt oder sonst Ermessensfehler). 12 
Aber auch materielle Fehler sind unter Aufrechterhaltung der 
Disziplinarverfügung als solcher gerichtlich korrigierbar, so 
gerade auch bspw. Bemessungsfehler, weshalb auf diesem 
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